
Erst nach langwierigen   Auseinandersetzun-
gen in der Koalition wurde ein Kompromiss ver-
abschiedet, der zum 1.1.2021 in Kraft tritt. 1,3
Millionen „Kleinrentner*innen“ dürfen sich auf
einen Zuschuss zur Rente freuen. Das ist gut.
Doch fast zwei Millionen bleiben ausgeschlos-
sen. Das ist weniger gut. Somit ist das Gesetz
zwar ein erster Schritt in die richtige Richtung,
doch das angestrebte Ziel, die Altersarmut zu
begrenzen, wird mit diesem Ergebnis nur mar-
ginal erreicht. Wir können daher nur auf Mög-
lichkeiten zur Nachbesserung hoffen.

Denn, die Notwendigkeit gegenzusteuern ist
unübersehbar. Deutschland hat den größten
Niedriglohnsektor Europas, worauf wir nicht
stolz sein dürfen. Durch mehrere „Rentenrefor-
men“ wurde ein Sinkflug der Renten erzeugt.
Es wird daher für Geringverdiener*innen selbst
bei einer langjährigen Arbeitsbiografie, zu-
nächst auch weiterhin heißen:

In einem Land, des-
sen Wirtschaft eine
Spitzenstellung in
Europa einnimmt,
sollten wir das nicht
kommentarlos hinneh-
men, denn es zeigt an
dieser Stelle das Ver-
sagen der Politik.

Mit dem Vorschlag
des Arbeitsministers
sollte wieder eine

Mindestabsicherung wirksam werden. Die Le-
bensleistung von Menschen, die über Jahre ih-
re Arbeitskraft bei Mindestlohn, befristeten Ver-
trägen oder in unfreiwilliger Teilzeit zur Verfü-
gung gestellt haben, sollte gewürdigt werden.
Die Leistung all derer, die Kinder erzogen und
Angehörige gepflegt haben, respektiert werden.
Ziel war es auch, die Armut im Alter zumindest
zu verringern. Eine Prüfung von Einkommen
und Vermögen war dabei nicht vorgesehen.

Dieser Argumentation konnte oder wollte die
CDU/CSU jedoch nicht folgen. Sie berief sich
auf den Koalitionsvertrag, der von Rente
sprach, aber auch von Bedürftigkeitsprüfung
(wie das  Sozialhilferecht sie kennt) Um die
Grundrente zu retten, verständigte sich der Ko-
alitionsausschuss auf eine Einkommensprü-

fung, die weniger umfassend ist wie eine Be-
dürfigkeitsprüfung. Die Zahl der Bezugsberech-
tig-ten verringerte sich dabei von drei Millionen
auf 1,3 Mio.  Ein messbarer Rückgang der Al-
tersarmut ist damit nicht zu erreichen. Vielen
Bezieher*innen kleiner Renten bleibt der Gang
zum Grundsicherungsamt auch weiterhin nicht
erspart. Den Respekt vor ihrer Lebensleistung
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Würde hat ihren Wert - Arbeit hat ihren Preis

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

wir befassen uns heute noch einmal mit der Grundrente. Denn diese Rente berührt die unmittel-
baren Lebensinteressen jetziger, wie auch kommender Rentenbezieher*innen.

Die sogenannte „Rente
nach Mindestentgelt-
Punkten“, die eine Min-
destabsicherung für
Niedrigverdienende
vorsah, war für Zeiten
bis 1992 begrenzt. Die-
se, nach unserer Auf-
fassung dringend ge-
botene Absicherung,
sollte mit der Grund-
rente fortgeführt wer-
den

Niedriges Einkommen
= niedrige Renten = Armut im Alter!



erspart. Den Respekt vor ihrer Lebensleistung
erfahren nur Einige. Ein Großteil bleibt unbe-
rücksichtigt. Die an das Gesetz geknüpften
Hoffnungen eines sozialen Ausgleichs bleiben
unerfüllt.

Das wohlhabende Deutschland lässt damit die-
jenigen allein, die zuvor über Jahrzehnte zum
Wohlstand aller unter den Bedingungen unse-
res deregulierten Arbeitsmarktes beigetragen
haben.

Die jetzt festgelegte Einkommensprüfung ent-
hält jedoch nicht nur rechtliche Unsicherheiten,
vor allem ist sie zeit- und kostenaufwendig. Die
Union bestand auf dieser Prüfung, obwohl die
Rentenversicherung (nach eigenen Angaben)
dafür jährlich ca. 400 Millionen Euro an Verwal-
tungskosten aufbringen muss. Millionen Euros
die, wenn sie dem Kreis der Berechtigten zugu-
te kämen, sofort wieder in die Wirtschaft zu-
rückfließen würden.

Stattdessen werden diese Millionen in einer
aufwendigen Prüfung verbrannt, nur um aus
den verbliebenen 1,3 Mio Grundrentenberech-
tigten die wenigen herauszufiltern, die einen
Ehepartner haben, dessen Einkommen ober-
halb der Bemessungsgrenze liegt. Wie zum

Beispiel bei der oft zitierten
„Zahnarztgattin“.
Es bleibt die Frage, ob die
Union die gesellschaftspoli-
tische Dimension der
Grundrente erkannt hat?
Oder ob sie Zustimmung als
Schwäche empfunden und
so rationale Argumente ver-
drängt hat?

Die ver.di-Senioren geben
die Hoffnung auf eine ver-
nunftbetonte Lösung nicht
auf, denn diese Einkom-
mensprüfung ist ein sozial-
politischer Schildbürger-
streich! 

Es muss noch  mal deutlich werden: Rente ist
kein Almosen des Staates! Rente ist ein
Rechtsanspruch, erworben durch Beitragsleis-

tungen im Arbeitsleben. Wenn dieser Rechts-
anspruch – trotz eines langen Arbeitslebens -
nur mehr zu einer Rente führt, die kaum noch
die Lebenshaltungskosten abdeckt, dann liegt
die soziale Verantwortung dafür bei der Regie-
rung, ihr obliegt es, für Abhilfe zu sorgen. Das
wäre nach unserem Verständnis: eine Min-
destabsicherung ohne weitere Prüfung, für
jede und jeden, die/der die Voraussetzungen
erfüllt. So wie es den Zielen einer Grundren-
te entsprechen würde, die diesen Namen
verdient. Nur so kann der Respekt vor der
Leistung von Niedrigverdienenden bewiesen
werden.

Eine wichtige Maßnahme zur Bekämpfung der
Altersarmut wäre auch ein Arbeitsmarkt, der
Tariflöhne bietet, die den Menschen ihre Würde
belassen sowie eine deutliche Anhebung des

Mindestlohns. Dazu eine
Rente, die ein Älterwer-
den ohne Angst ermög-
licht: Die Grundrente
könnte so mit der Zeit
überflüssig werden.

Träumen wir von einer
besseren Welt? Nein, wir
fordern diese bessere
Welt. Ver.di-Senioren
stehen zu den Forderun-
gen ihrer Gewerkschaft

und sie stehen zur Verantwortung der Generati-
onen füreinander.

Das ver.di-Ressort Arbeitsmarkt- und Sozialpo-
litik hat zum Thema Grundrente ei-
ne Broschüre veröffentlicht, die an-
hand von Beispielen verständlich
macht, wie die Grundrente funktio-
niert.

Sie kann unter 
https://grundrente.verdi.de
heruntergeladen werden.
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Besagte „Zahnarztgat-
tin“ bekommt aller-
dings die Mütterrente
ohne weitere Prüfung
ausbezahlt, auch wenn
sie nie, auch nur einen
Cent, in die Rentenkas-
se einbezahlt hat. Aber
die zahlt nicht der Steu-
erzahler, sondern die
Beitragszahler der Ren-
tenversicherung: ein
Wahlgeschenk der CSU
zu Lasten und auf Kos-
ten der Versichertenge-
meinschaft.
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Europäische Nach-
barn machen uns
vor,wie sie Kleinstren-
ten durch eine unkom-
plizierte Mindestver-
sorgung aufbessern,
um ihren Bürgern ein
Alter in Armut zu er-
sparen.

SENIORENPOLITIK ist POLITIKSENIORENPOLITIK ist POLITIKSENIORENPOLITIK ist POLITIK
für die ZUKUNFT -für die ZUKUNFT -für die ZUKUNFT -

doch die  ZUKUNFT hat schon begonnendoch die  ZUKUNFT hat schon begonnendoch die  ZUKUNFT hat schon begonnen

https://grundrente.verdi.de
mailto:senioren@verdi.de
http://senioren.verdi.de

